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Soziale Bewegungen und linke politische Strömungen führen in der Regel Defensivkämpfe. Es gilt, den 
Krieg zu beenden und für den Frieden zu streiten, demokratische Freiheitsrechte zu verteidigen und gegen 
den ökonomischen Niedergang zu protestieren. Die ökologische Krise — obwohl existenziell — gerät dabei 
fast ins Hintertreffen. Zuletzt gilt es, sich einer erstarkenden Rechten in den Weg zu stellen, die aus all 
diesen von der herrschenden Politik verursachten Krisen angesichts einer profil- und mutlosen Linken 
politischen Profit schlagen kann. Wer immer nur reagiert, bleibt in der Gefangenschaft dessen, worauf er 
sich bezieht. Er vermag keine eigenen Themen zu setzen oder seine Visionen voranzubringen. Es ist Zeit, 
in die Offensive zu gehen. Die Vergesellschaftung von Wohnraum ist dafür der richtige Ansatz.

Die Eigentumsfrage
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Die aktuellen politischen Entwicklungen 
geben Anlass zu größter Sorge. Es bleibt 
daher zunächst unsere dringlichste Auf-
gabe die oben genannten Verteidigungs-
kämpfe zu führen — allen voran konse-
quent für den Frieden einzutreten und eine 
diplomatische Lösung im Ukrainekon-
flikt zu fordern. Doch es gibt auch positive 
Entwicklungen, die all dem entgegenste-
hen, und die mehr von unserer Aufmerk-
samkeit und Unterstützung verdienen. In 
einer von ihnen steckt großes Potenzial, 
denn endlich wird ernsthaft über die Ei-
gentumsfrage diskutiert.

So hatte vom 7. bis 9. Oktober ein Zu-
sammenschluss von zwölf Organisationen 
aus dem zivilgesellschaftlichen Bereich 
zur sogenannten „Vergesellschaftungs-
konferenz“ [1] in Berlin eingeladen. Die 

ursprünglich für wenige Hundert Teil-
nehmer konzipierte Veranstaltung er-
hielt ungeahnten Zuspruch, sodass die 
Anmeldung bei knapp 1.500 Menschen 
gestoppt werden musste. Auf dem Cam-
pus der Technischen Universität Berlin 
kamen Menschen mit den unterschied-
lichsten Hintergründen, um über politi-
sche Strategien zur Vergesellschaftung 
und darüber hinaus zu diskutieren.

In großen Podiumsdiskussionen und 
weiteren Diskussionsveranstaltungen und 
Workshops wurde entlang von sieben 
Themenblöcken rege debattiert, wurden 
Erfahrungen ausgetauscht, Ideen bespro-
chen und gemeinsame Überlegungen für 
zukünftige Strategien angestellt. Die Be-
trachtung historischer Verteilungskämp-
fe, ein Einblick in die Praxis von heuti-
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gen Eigentumsaktivisten und nicht zuletzt 
auch immer wieder die ganz große Fra-
ge nach einer Alternative zum Kapitalis-
mus bildeten ein reichhaltiges Spektrum 
in Theorie und Praxis.

Berliner Bevölkerung  
stimmt für Enteignung

Die Diskussion um Vergesellschaftung 
hat mit dem Bemühen der Berliner Ini-
tiative „Deutsche Wohnen & Co. enteig-
nen“ (DWE) [2] und dem erfolgreichen 
Volksentscheid vom 26. September 2021 
zur Enteignung privater Wohnungskon-
zerne, der mit 59,1 Prozent der Stimmen 
sehr deutlich ausfiel, einen konkreten An-
lass und Ausgangspunkt. Das Ergebnis 
der Initiative: 

Mehr als eine Million Menschen in Ber-
lin haben sich hinter der Forderung nach 

einer Enteignung versammelt.

Grundlage ist Artikel 15 des Grundge-
setzes, der die Vergesellschaftung von 
Grund und Boden, Naturschätzen und 
Produktionsmitteln erlaubt.

Wenig überraschend steht das Ergeb-
nis des Berliner Volksentscheids dem 
Willen der politischen Parteien im Ber-

liner Senat mehrheitlich entgegen. Man 
kennt das auch bei anderen politischen 
Fragen. Geht es um die Verteilung von 
Vermögen und Einkommen, um die Pri-
vatisierung öffentlicher Einrichtungen 
im Bereich der Daseinsvorsorge, um die 
Aushandlung sogenannter Freihandels-
abkommen, um ein Tempolimit auf deut-
schen Autobahnen [3] oder — lange vor 
dem Krieg in der Ukraine und dem se-
kundierend begleitenden und alle Sin-
ne betäubenden medialen Trommelfeu-
er — um Waffenexporte [4], so denkt 
die Mehrheit der Menschen im Land an-
ders, als es dem Handeln der politischen 
Klasse entspricht.

Die auf den Berliner Volksentscheid 
folgende Einrichtung einer Expertenkom-
mission zur Prüfung der Verfassungs-
konformität von Vergesellschaftungen, 
die auch Fragen nach der Entschädigung 
klären soll, wird innerhalb der Initia-
tive „Deutsche Wohnen & Co. Enteig-
nen“ (DWE) als Verschleppungstaktik 
betrachtet. Der politische Kampf in Ber-
lin um die Frage der Vergesellschaftung 
von Wohnraum ist noch lange nicht zu 
Ende — zumal Artikel 15 des Grundge-
setzes bisher noch nicht zur Anwendung 
gekommen ist. Die voraussichtliche Wie-
derholung der Wahl zum Berliner Abge-
ordnetenhaus wird die Auseinanderset-
zung neu entfachen.

Ist Wohnen ein Menschenrecht 
oder Luxus?

Das Anliegen der Menschen in Berlin ist 
dabei mehr als berechtigt, denn Wohnen 
ist ein Grundbedürfnis. Der Wunsch nach 
einem angemessenen und bezahlbaren 
Wohnraum ist eine Selbstverständlich-
keit, die unter den Vorzeichen des Mark-
tes aber zu einer Unmöglichkeit wird. In 
Berlin hat sich der Mietpreis in den ver-
gangenen zehn Jahren verdoppelt, ohne 
dass die Lohnentwicklung damit nur an-
satzweise hätte mithalten können.

Auch in nahezu allen anderen deut-
schen Großstädten sind die Mietpreise in 
den vergangenen Jahren stark nach oben 
gegangen und lagen deutlich über der In-
flation und den Lohnsteigerungen. Der 
oft geforderte Neubau hat das Problem 
nicht lösen können. Er ist nicht nur aus 
ökologischer Sicht höchst kritisch, son-
dern auch im Hinblick auf die Mietent-
wicklung kontraproduktiv, da die hohen 
Neubaumieten die Mietpreise weiter nach 
oben ziehen.

Besonders schwierig ist die Situati-
on für die Einkommensschwächsten. Im 
Bundesdurchschnitt muss jeder achte 
Mieter mehr als 40 Prozent seines ver-
fügbaren Einkommens für das Wohnen 
einschließlich Energie ausgeben [5]. In 
den großen Städten ist dieser Wert oft 

In Berlin hat die Bevölkerung per Volksent-
scheid für die Enteignung großer Wohnungs-
baukonzerne gestimmt. (Bild: Shushugah / 
CC BY-SA 4.0) 
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noch deutlich höher. Wenn am Anfang 
des Monats schon die Hälfte des Geldes 
eines ohnehin geringen Budgets weg ist, 
dann fehlt es oft am Monatsende.

Vergesellschaftung im  
Bereich der Daseinsvorsorge

Daher wundert es nicht, dass die Forde-
rung nach der Vergesellschaftung von 
Wohnraum auf breiten Zuspruch trifft. 
Und diese Forderung nach Berliner Vor-
bild färbt ab. In Hamburg hat sich eine 
ähnliche Initiative [6] gebildet, die einen 
Volksentscheid anstrebt und die Verge-
sellschaftung von allen profitorientierten 
Wohnungsunternehmen fordert, die mehr 
als 500 Wohnungen in der Stadt haben. 
Was in den beiden großen deutschen Stadt-
staaten möglich ist, kann aber auch in den 
Flächenländern versucht werden. So viel 
Fantasie braucht es dazu gar nicht.

Die Frage nach der Vergesellschaf-
tung von Eigentum endet aber nicht bei 
der Diskussion um das Wohnen. Weitere 
Sektoren, die in den Bereich der öffent-
lichen Daseinsvorsorge fallen, wurden 
auf der Konferenz in den Blick genom-
men. Grundsätzlich ist dabei klar, dass der 
Markt kaum geeignet ist, in all diesen Be-
reichen für gute Lösungen zu sorgen.

Privates Profitinteresse steht im Wider-
spruch zu einer guten Versorgung. Der 
Austausch von Argumenten hilft an die-
ser Stelle aber wenig. Es geht um die Fra-
ge von Durchsetzungsmacht. Die Berliner 
haben gezeigt, wie das geht und wer das 
machen muss. Nur, wenn sich die Men-
schen zusammenschließen und engagie-
ren, wird sich auch die Politik bewegen. 
Diese Bewegung kommt aber nicht von 
alleine. Sie muss organisiert werden.

Gemeinsam gegen die Konzerne

Es sind vor allem die Menschen am 
untersten Rand der Gesellschaft, die 
Ärmsten, die Ausgegrenzten und Stig-
matisierten, die in den Kampf einbezo-
gen werden müssen. Sie sind es, die am 
meisten unter der aktuellen Politik zu 
leiden haben.

Zu Recht fühlen sich diese Menschen 
von der Politik im Stich gelassen. Ihr in-

nerer Rückzug und ihre Selbstaufgabe be-
inhalten auch das Gefühl einer Minder-
wertigkeit, was zu einer Akzeptanz ihrer 
Rolle führt. Politische Handlungsoptio-
nen sehen sie keine und so bleiben sie in 
Apathie gefangen.

Die Bewegung kann aber nur stark 
sein, wenn sie alle Menschen einschließt 
und verbindet und zu einer gesellschaft-
lichen Bewegung wird. In Berlin ist das 
für den Moment gelungen. Der Volks-
entscheid aus dem vergangenen Jahr ist 
ein großer Erfolg, doch gleichzeitig nicht 
mehr als ein Etappensieg. Mit dem anhal-
tenden Widerstand der Konzerne ist in 
jedem Fall zu rechnen. Einigkeit, Stand-
haftigkeit und ein langer Atem sind ge-
fordert.

Die Linkspartei macht  
keine Angebote

Eigentlich ist es die originäre Aufgabe ei-
ner linken politischen Partei, genau diese 
Menschen anzusprechen, ihnen ein Ange-
bot zu machen und zu mobilisieren. Die 
Linke schafft das nicht. Anstatt sich klar 
und — erneut im besten Sinne — radikal 
und mutig zu positionieren, bleibt sie pro-
fil- und tatenlos, obwohl sie gerade durch 
radikale und mutige Positionen viel Zu-
spruch erhalten würde. Immerhin steht 

sie in Berlin und beim Kampf der Initia-
tive „Deutsche Wohnen & Co. Enteignen“ 
(DWE) auf der richtigen Seite, obwohl der 
Schulterschluss von der Straße ins Parla-
ment noch deutlich enger sein könnte.

In der Coronapolitik aber und genau-
so in der Ukrainepolitik macht sie kei-
ne anschlussfähigen Angebote und über-
lässt das Feld damit den Rechten. Für die 
Linke bleibt allein zu hoffen, dass sie die 
Zeichen der Zeit erkennt, sich den gesell-
schaftlichen Bewegungen von unten an-
schließt und vielleicht durch ihre eige-
ne Parteijugend auf einen progressiven 
Kurs gedrückt wird. Der „Sozialistisch-
Demokratische Studierendenverband“ 
(DIE LINKE.SDS) organisierte Ende 
Oktober 2022 eine eigene Konferenz, 
die als „System Change Kongress“ [7] 
dem Namen nach in die richtige Rich-
tung weist.

Vergesellschaftung in den  
Bereichen Energie, Gesundheit 
und Verkehr

Die entscheidenden Veränderungen wer-
den aber ohnehin nicht von den politi-
schen Parteien auf den Weg gebracht wer-
den. Es sind an erster Stelle die Menschen 
selbst, die sich bewegen und engagieren 
müssen. In der Frage der Vergesellschaf-

Auch in Hamburg gibt es eine Initiative, Wohnraum zu vergesellschaften. (Bild: NordNordWest 
/ Wikimedia / CC BY-SA 3.0 de)
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tung ist bereits weitere Bewegung ent-
standen. „RWE und Co enteignen“ [8] 
fordert ebenfalls eine Vergesellschaf-
tung und eröffnet mit dem Energiesek-
tor konkret das Feld in einem anderen 
wichtigen Bereich, der aktuell besonders 
im Fokus steht.

Wohnen, Energie, Gesundheitsversor-
gung und Verkehr gehören zur öffentli-
chen Daseinsvorsorge, die für die Fra-
gen nach Vergesellschaftung relevant ist. 
Klar ist, dass nicht jeder der genannten 
Bereiche gleich behandelt werden kann, 
denn wenn beispielsweise Krankenhäu-
ser auch in öffentlicher Hand unterfinan-
ziert bleiben, dann ist mit einer Verge-
sellschaftung wenig gewonnen.

Vergesellschaftung heißt nicht 
Verstaatlichung

Was aber heißt eigentlich Vergesellschaf-
tung? Vergesellschaftung bedeutet zu-
nächst Enteignung, wobei es, wenn man 
an das Wohnen, die Energieversorgung, 
den Gesundheitssektor und den Verkehrs-
bereich denkt, zunächst nur um die Berei-
che geht, die ohnehin mal in staatlicher 
Hoheit lagen. Genau hierin liegt aber nun 
ein Unterschied, denn Vergesellschaftung 
soll nach Ansicht der Aktivisten gerade 
nicht Verstaatlichung, sondern die Aneig-
nung der Güter durch die Menschen für 
die Menschen bedeuten.

Es geht darum, das Eigentum in den 
genannten Bereichen langfristig für die 
Menschen zu sichern und zu erhalten, um 
es nicht irgendwann später erneut priva-
ten Profitinteressen zu opfern. 

Es geht um einen dauerhaften Entzug 
von der Marktlogik, damit Wohnen, Ener-
gie und die Gesundheitsversorgung für 

alle Menschen bezahlbar bleiben.

Wie das im Konkreten ausschauen kann, 
ist für jeden einzelnen Fall individuell zu 
überlegen. Die Initiative „Deutsche Woh-
nen & Co. Enteignen“ (DWE) hat dazu 
mit der sogenannten „Anstalt des öffent-
lichen Rechts“ und mit ihren sukzessive 
in der Praxis der Selbstorganisation ge-
machten Erfahrungen bereits eine Reihe 
von weiteren Überlegungen angestellt. In 

einem aktuellen Buch aus der Kampagne 
wird beschrieben, „wie Vergesellschaf-
tung gelingt“ [9].

Unliebsame Privatisierungen und 
skandalöse Rückkäufe

Wer sich hier wessen Eigentum aneig-
net, ließe sich dabei auch einmal disku-
tieren. Nicht zu Unrecht vertritt DWE 
die Ansicht, dass sich mit der Vergesell-
schaftung der Wohnungen im Konzernei-
gentum nur das zurückgeholt wird, was 
ohnehin den Menschen gehört — in je-
dem Fall mal gehört hat. Denn es ist nicht 
lange her, dass die Wohnungen aus öffent-
lichem Bestand im Privatisierungswahn 
ab den 1990er-Jahren für wenig Geld ver-
schleudert wurden.

In Berlin hat man vor Kurzem bereits 
eine Trendwende eingeläutet und einen 
teilweisen Rückkauf der Wohnungen be-
gonnen, der aber zurecht als skandalös [10] 
bezeichnet worden ist. Über eine Milliarde 
Euro Verlust stehen dafür zu Buche. Dazu 
kommen dann noch die Kreditzinsen für 
die Finanzierung und ein Nachholbedarf 
bei den Sanierungen.

Gewinner sind die Konzerne, die nicht 
nur die Mieteinnahmen haben kassieren 
können, sondern die inflationsbereinigt in 
etwa das Vierfache der Summe bekom-
men haben, die sie ursprünglich für den 
Kauf der Wohnungen ausgegeben haben 

— und das in einem Zeitraum von gerade 
einmal 20 Jahren. Es hilft dabei wenig, 
wenn sich damals verantwortliche Politi-
ker reumütig zeigen und die Privatisierun-
gen als Fehler erkennen. Der Rückkauf zu 
Marktpreisen ist indiskutabel und kann 
keine allgemeine Lösung sein.

Die Mehrheit will  
keinen Kapitalismus

Es gibt eine weitere gute, wenn nicht gar 
zwei gute Nachrichten, die direkt mit-
einander verbunden sind. Erstens: Eine 
Mehrheit der Menschen lehnt den Kapi-
talismus ab und wünscht sich ein ande-
res System. Zweitens: 

Es ist nicht schwer, die existenzgefähr-
denden globalen Krisen mit unserer vor-
herrschenden Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung, die eben treffender als 
Kapitalismus denn als Marktwirtschaft 
zu bezeichnen ist, in Verbindung zu brin-

gen.

Das Unbehagen ist genauso groß wie der 
Wunsch nach Veränderung. Es fehlt nur 
die Vorstellung davon, dass es auch an-
ders sein könnte und wie es sein könnte. 
Die Politik und die Marktwirtschaft er-
scheinen als natürliche Ordnung und al-
ternativlos. Dabei ist klar, dass der Ka-
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pitalismus keines der Probleme, die er 
wesentlich mitverursacht hat, wird lö-
sen können.

Diskussion um Alternativen  
findet statt

Genau an dieser Stelle setzt die ebenfalls 
auf der Konferenz geführte Diskussion 
um eine Alternative zum Kapitalismus 
an. Es geht nicht um vage Bilder, um 
Slogans oder Versatzstücke einer diffu-
sen und unbestimmten Zukunft, sondern 
um konkrete Überlegungen wie eine Welt 
jenseits von Markt und Konkurrenz aus-
schauen könnte. Die Diskussion über Al-
ternativen zum Kapitalismus, die — nicht 
im Detail, aber greifbar genug — ausfor-
muliert werden, und die gleichzeitig den 
Weg beschreiben, wie man dort hingelan-
gen kann, sind überfällig [11].

Der Kapitalismus wird sicher enden. 
Ein gezielter Ausstieg ist nötig, denn die 
Risiken, die ein unkontrolliertes Ende in 
sich trägt, treten vor unser aller Augen 
mittlerweile nur allzu deutlich zu Tage. 
Es genügt daher nicht, bei Fragen nach 
der Vergesellschaftung stehen zu bleiben. 
Sie sind erst der Anfang vom Ausstieg 
und natürlich müssen sie in der Weltge-
sellschaft, in der wir leben, international 
beantwortet werden.

Es geht also nicht nur um das Eigen-
tum, sondern letztlich ums Ganze. Die 
Vergesellschaftung von Wohnraum ist ein 
wichtiger erster Schritt und ein mehr als 
berechtigtes Anliegen.

Besser mitreden als diffamieren

Nicht nur von den Konzernen, sondern 
auch von bürgerlicher Seite kommt star-
ker Gegenwind. Der Einwand, dass wer 
Enteignung sagt, auch Gulag sagen muss, 
ist plumpe Propaganda und zeugt von 
Unkenntnis. Anderseits ist er berech-
tigt, denn der kausale Zusammenhang 
zwischen den Träumen von einer ande-
ren Welt und den Toten des Stalinismus 
liegt auf der Hand. Es ist, wie die poli-
tische Autorin Bini Adamczak sagt, un-
zulässig dazu zu schweigen, wenn man 
sich mit Alternativen zum Kapitalismus 
befasst. Die Ängste, die dahinterstehen, 
sind real und sie sind begründet.

Wer die laufende Diskussion um ge-
sellschaftliche Alternativen verfolgt, der 
wird ob dieser Sorge beruhigt sein. Al-
lein mit Blick auf die Frage nach der 
Vergesellschaftung von Wohnraum, ist 
der Einwand unwürdig, denn es wird nur 
verlangt, was eigentlich selbstverständ-
lich sein sollte. Viel ist das nicht und der 
Weg zu einer anderen Gesellschaft ist 
von dort aus noch weit. Ohnehin wird 
auch die Diskussion um gesellschaftliche 
Alternativen letztlich nur fruchtbar sein, 
wenn sie sich ausweitet und von vielen 
Menschen geführt wird. Sie kann dann 
gesellschaftlich relevant werden. Und 
eins gilt sicher auch für bürgerlich ge-
prägte Menschen: Der Zustand der Welt 
umsorgt auch sie. 
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